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Indikatoren zur Neuabgrenzung des regionalpolitischen 
Fördergebiets 1993 

Franziska Hirschenauer* 

1993 wurde die Gebietskulisse der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GA) für die 
kommenden drei Jahre (1994-1996) neu festgelegt. Die neuen Länder (ohne Westberlin) gehören danach weiterhin als Ganzes 
zum GA-Fördergebiet. In den alten Ländern wurde das Fördergebiet weiter reduziert; es umfaßt ab 1994 noch 22% der west-
deutschen Gesamtbevölkerung, gegenüber 27% bisher. 
Die Neuabgrenzung des westdeutschen Fördergebiets, auf deren Methode und Ergebnisse im ersten Teil dieses Beitrags ein-
gegangen wird, erfolgte 1993 nach demselben Konzept wie die vorangegangene von 1991: Zur Messung der regionalen 
Wirtschaftskraft wurden für die 167 westdeutschen Arbeitsmarktregionen (mit Westberlin als eigenständiger Region) vier 
Teilindikatoren berechnet und multiplikativ zu dem für die Abgrenzung relevanten Gesamtindikator zusammengefaßt. Die 
durchschnittliche Arbeitslosenquote im Zeitraum April 1989 bis März 1993 sowie der Bruttojahreslohn pro Kopf 1992 gin-
gen dabei mit einem Gewicht von jeweils 40% in den Gesamtindikator ein; die prognostizierte relative Beschäftigungs-
veränderung von 1992 bis 2000 sowie ein komplexer Infrastrukturindikator mit jeweils 10%. 
Wenngleich die Arbeitsmarktregionen der neuen Bundesländer noch nicht Gegenstand der letzten Neuabgrenzung waren und 
frühestens in die nächste, 1996 stattfindende einbezogen werden, ist es dennoch schon jetzt möglich, auch für sie einige 
Regionalindikatoren bereitzustellen und somit die ostdeutschen Regionen untereinander bzw. mit den westdeutschen Regionen 
hinsichtlich ihrer Arbeitsmarkt- und Einkommenssituation zu vergleichen. Zu diesem Zweck wurden drei Indikatoren be-
rechnet bzw. geschätzt, die im zweiten Teil des vorliegenden Beitrags dargestellt werden: Die Arbeitslosenquote im 
Jahresdurchschnitt 1992 und im Durchschnitt des ersten Halbjahres 1993; mit denselben Zeitbezügen die Unterbeschäfti-
gungsquote, die neben der registrierten Arbeitslosigkeit auch AFG-bedingte Entlastungseffekte berücksichtigt; und schließlich 
der Bruttojahreslohn pro Kopf 1992. 
Im Bundesgebiet Ost betrug die durchschnittliche Unterbeschäftigungsquote 1993 (erstes Halbjahr) 38,3% und war damit 
knapp zweieinhalb mal so hoch wie die durchschnittliche Arbeitslosenquote des gleichen Zeitraums mit 15,7%. Im Bundesgebiet 
West lagen die entsprechenden Werte bei 8,0% und 10,6%. Die genannten Zahlen belegen die enormen Entlastungswirkungen 
AFG-politischer Maßnahmen in Ostdeutschland und unterstreichen die eingeschränkte Aussagefähigkeit der Arbeitslosenquote 
zur Messung von Unterbeschäftigung. Wenngleich das Niveau der Unterbeschäftigung in allen ostdeutschen Regionen sehr 
hoch liegt, sind dennoch regionale Differenzierungen erkennbar: Die Unterbeschäftigungsquoten des ersten Halbjahres 1993 
reichen von 29,7% (Potsdam) bis 50,5% (Ueckermünde); die regionalen Arbeitslosenquoten des gleichen Zeitraums von 10,2% 
bis 25,2% (ebenfalls Potsdam und Ueckermünde). 
Die Schätzung des regionalen Durchschnittseinkommens in Ostdeutschland erbrachte einen gewichteten Mittelwert von 
27 255 DM und Regionalwerte zwischen 24 889 DM (Mühlhausen) und 30 725 DM (Berlin ohne Westberlin). Im Vergleich 
zum Westen ergab die Schätzung einen nominalen Einkommensrückstand von etwa 30%. Die regionalen Einkommens-
disparitäten erwiesen sich im Vergleich zu jenen im Westen als weniger ausgeprägt. 

Gliederung 
1 Einführung 

2 Neuabgrenzung des westdeutschen Fördergebiets 
 

2.1 Räumliche Bezugsbasis  und Einzelindikatoren der 
Abgrenzung 

2.2 Gesamtindikator und Ergebnisse der Abgrenzung 

3 Indikatoren für eine vergleichende Betrachtung ost- und 
westdeutscher Arbeitsmarktregionen 
3. l Indikatorergebnisse zur regionalen Arbeitslosigkeit und 

Unterbeschäftigung 
3.2 Schätzergebnisse zum regionalen Durchschnittsein-

kommen 
Literaturverzeichnis 

Anhang 

 

l  Einführung  
Mit seinem Beschluß vom 1.7.1993 hat der Bund-Länder-
Planungsausschuß für regionale Wirtschaftsstruktur das 
Fördergebiet der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GA) für den Zeitraum 
1.1.1994 bis 31.12.1996 neu festgelegt1. Das Bundesgebiet 
Ost (ohne Westberlin) gehört danach weiterhin als Ganzes zum 
GA-Fördergebiet.  Im Bundesgebiet West wurden die 
Zielgebiete der Regionalpolitik weiter reduziert. Sie umfas-
sen ab 1994 noch 22% der in den alten Ländern lebenden 
Wohnbevölkerung, gegenüber 27%2 bisher3. 

Da bereits zu Beginn des Abgrenzungsverfahrens erkennbar 
war, daß es unumgänglich sein würde, den Übergangszeit-
raum, der im Einigungs vertrag für ein komplettes Einbeziehen 
der neuen Länder in die Gebietskulisse der Gemeinschafts-
aufgabe vorgesehen ist, über das Jahr 1995 hinaus zu verlän-
gern, war nur das westdeutsche Fördergebiet Gegenstand des 
Abgrenzungsverfahrens. 

Mit den Indikatorberechnungen, die zur Durchführung der 
Neuabgrenzung notwendig waren, beauftragte der Unter-
ausschuß für regionale Wirtschaftsstruktur im April 1992 das 
IAB, die Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und 
Raumordnung (BfLR) und Prof. Bade (Fachbereich Raum-
planung der Universität Dortmund). Neben den Arbeiten, die 
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unmittelbar der Fördergebietsabgrenzung dienten, umfaßte der 
Auftrag an das IAB zusätzliche Indikatorberechnungen, die 
vergleichbare Informationen zur regionalen Arbeitsmarkt- und 
Einkommenssituation in Ost- und Westdeutschland liefern 
sollten. Mit diesen zusätzlichen Indikatorberechnungen soll-
te vor allem die Informationsgrundlage verbessert werden, an 
Hand derer die neuen Bundesländer besonders intensiv zu 
fördernde Gebiete ausweisen können; des weiteren sollte da-
mit eventuellen Forderungen seitens der EG-Kommission, die 
Förderbedürftigkeit der neuen Bundesländer indikatorenge-
stützt nachzuweisen, entsprochen werden. 

Der vorliegende Beitrag geht zunächst auf die Neuabgrenzung 
der westdeutschen Fördergebiete ein. Im Anschluß daran wer-
den Indikatorergebnisse zur regionalen Arbeitsmarkt- und 
Einkommenssituation in den alten und neuen Bundesländern 
präsentiert. 

2 Neuabgrenzung des westdeutschen Fördergebiets 
Die Neuabgrenzung des westdeutschen Fördergebiets erfolg-
te 1993 nach demselben Konzept wie die vorangegangene 
von 1991. Vorgenommen wurde lediglich eine Aktualisierung 
der vier Teilindikatoren, die zusammen den für die Abgrenzung 
relevanten Gesamtindikator bilden. Da über die Fördergebiets-
abgrenzung von 1991 ausführlich berichtet wurde4, soll hier 
nur kurz auf die Hauptelemente des Abgrenzungsverfahrens 
eingegangen werden. 

2.1 Räumliche Bezugsbasis und Einzelindikatoren der 
Abgrenzung 
Als räumliches Bezugssystem der Indikatorberechnungen 
dienten erneut die 167 westdeutschen Arbeitsmarktregionen 
(mit Westberlin als eigenständiger Region). Ihre kreisscharfe 
Abgrenzung wurde 1990 von Eckey/Horn/Klemmer vorge-
nommen und basiert neben einer Erreichbarkeitsanalyse auf 
einer Verflechtungsanalyse mit Berufspendlerdaten aus der 
Volkszählung 19875. Als weitgehend6 funktionale Raum-
einheiten bieten Arbeitsmarktregionen gegenüber administra-
tiven Raumeinheiten den Vorteil, daß arbeitsort- und wohn- 

 

ortbezogene Daten sinnvoll miteinander kombiniert werden 
können. Da derartige Kombinationen auch bei der Förder-
gebietsabgrenzung auftreten, stellen Arbeitsmarktregionen für 
sie ein adäquates räumliches Diagnoseraster dar. 

Zur Charakterisierung der regionalen Wirtschaftskraft und da-
mit zur Beurteilung der regionalen Förderbedürftigkeit wur-
den vier Teilindikatoren7 herangezogen: 

(1) die durchschnittliche Arbeitslosenquote im Zeitraum 4/89 
bis 3/93 

(2) der Bruttojahreslohn pro Kopf der sozialversicherungs- 
pflichtig Beschäftigten 1992 

(3) die prognostizierte relative Beschäftigungsveränderung 
im Zeitraum 1992 bis 2000 

(4) ein komplexer Infrastrukturindikator, der seinerseits aus 
mehreren Teilindikatoren besteht. 

Die (mehrjährige) regionale Arbeitslosenquote ist ein Maß 
für die regionale Unterbeschäftigung, deren Abbau nach wie 
vor ein zentrales Ziel der regionalen Wirtschaftspolitik dar-
stellt. Kritikwürdig an diesem Indikator ist allerdings, daß er 
das Ausmaß der regionalen Unterbeschäftigung nur unvoll-
ständig wiederzugeben vermag, da er allein die registrierten 
Arbeitslosen berücksichtigt, nicht jedoch Entlastungseffekte, 
die sich ergeben durch Abwandern oder (Fern-) Pendeln, durch 
den Rückzug von Erwerbspersonen in die Stille Reserve oder 
durch den Einsatz arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen8. 

Da Arbeitsmarktregionen Kreisaggregate darstellen, war bei 
der Berechnung der regionalen Arbeitslosenquoten von 
Kreisdaten, d. h. kreisweisen Arbeitslosenzahlen der Monate 
4/89 bis 3/93 (jeweils Monatsende) und kreisweisen Er-
werbspersonenzahlen der Jahre 1989 bis 1992 (jeweils zum 
30.6.) auszugehen. Für 139 der insgesamt 328 westdeutschen 
Kreise konnten die Arbeitslosenzahlen durch Aggregation von 
Dienststellenergebnissen gewonnen werden; sie stellen somit 
Zählergebnisse dar. Für die übrigen 189 Kreise, die nicht 
dienststellenscharf sind, mußten Umschätzungen von der 
Dienststellen- auf die Kreisebene vorgenommen werden. Hier-
zu dienten die Verteilungen der „Dienststellenarbeitslosen“ 
auf Kreise im Juni 1988 sowie im Juni 1991, die durch Son-
deraufbereitungen der Arbeitlosenstatistik ermittelt wurden. 

Die Kreisergebnisse für die einzelnen Komponenten der abhän-
gig Erwerbstätigen, die zusammen mit den Juni-Arbeitslosen 
die abhängigen Erwerbspersonen und damit den Nenner der 
Arbeitslosenquote bilden, basieren auf folgenden Statistiken und 
Regionalisierungsverfahren: die sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten auf wohnortbezogenen Auszählungen der 
Beschäftigtenstatistik (Ergebnisse zum 30.6.); die geringfügig 
Beschäftigten auf Regionalisierungen der entsprechenden 
Mikrozensusergebnisse (Erhebungsergebnisse des Vorjahres), 
wobei für die Regionalisierung die Verteilung der sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten maßgebend ist; die Beamten 
auf Fortschreibungen der Kreisergebnisse aus der Volkszählung 
1987 an Hand der Veränderungsraten der Personalstatistik des 
öffentlichen Dienstes; die auspendelnden Grenzarbeitnehmer 
auf Sonderauszählungen der Beschäftigtenstatistik. 

Während die Arbeitslosenquote quantitative Defizite in den 
regionalen Erwerbsmöglichkeiten widerspiegelt, erfaßt der 
zweite Abgrenzungsindikator-der Bruttojahreslohn pro Kopf 
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 1992 – die 
Einkommenswertigkeit eines Großteils des regionalen 
Arbeitsplatzangebots9 und bringt damit einen wichtigen qua-
litativen Aspekt der regionalen Erwerbsmöglichkeiten zum 
Ausdruck. 

  

MittAB 2/94 109 



Bei der vorletzten Fördergebietsabgrenzung konnten die 
Regionaldaten des Einkommensindikators aus dem 
Jahreszeitraummaterial der Beschäftigtenstatistik direkt ge-
wonnen werden. Bei der letzten Abgrenzung war dies nicht 
möglich, da das Jahreszeitraummaterial nur bis 1990 vorlag 
und die Daten für 1991 bzw. 1992 erst im Laufe dieses Jahres 
bzw. im Laufe des nächsten Jahres verfügbar sein werden. 
Um den Einkommensindikator dennoch darstellen zu kön-
nen, wurde auf das Stichtagsmaterial der Beschäftigtenstatistik 
(Ergebnisse zum 30.6.1992) zurückgegriffen, und das daraus 
ermittelte regionale Durchschnittsentgelt pro Tag mit Hilfe der 
für 1992 geschätzten durchschnittlichen regionalen Beschäf-
tigungsdauer hochgerechnet auf das durchschnittliche regio-
nale Bruttojahresentgelt 1992. Bei der Schätzung der 
Regionalwerte zur durchschnittlichen Beschäftigungsdauer 
wurde von den ‘90er Werten des Jahreszeitraummaterials aus-
gegangen und diese regional einheitlich um 2 Tage reduziert. 
Ein solcher Rückgang der durchschnittlichen Beschäftigungs-
dauer von 1990 auf 1992 erschien realistisch, weil 1991 die 
Zahl der Beschäftigten in Westdeutschland (nochmals) stark 
zugenommen hat und auch Mitte 1992 noch über dem 
Vorjahreswert lag. Wie man aus Analysen für zurückliegen-
de Jahre weiß, schlägt sich dies in einer Abnahme der durch-
schnittlichen Beschäftigungsdauer nieder. 

Die durch Multiplikation des regionalen Tagesentgelts pro 
Kopf 1992 mit der geschätzten regionalen Beschäftigungs-
dauer pro Kopf 1992 gewonnenen Regionalwerte zum 
Bruttojahreslohn pro Kopf 1992 wurden noch – regional ein-
heitlich – durch 0,95 dividiert. Diese Niveaukorrektur war 
nötig, da die hier angewandte Vorgehensweise eine Unter-
schätzung des regionalen Jahresentgelts pro Kopf impliziert: 
Die individuell erzielten Tagesentgelte gehen alle mit der glei-
chen Dauer in die Berechnung des Jahreslohns pro Kopf ein. 
Tatsächlich ist es jedoch so, daß Personen mit hoher 
Beschäftigungsdauer nicht nur höhere Jahresentgelte erzielen 
als die kurzfristig Beschäftigten, sondern auch höhere 
Tagesentgelte. Dies bedeutet: Hohe Tagesentgelte gehen mit 
höheren Beschäftigungsdauern, also mit höheren „Gewich-
ten“, in den Jahreslohn ein als geringe Tagesentgelte. Probe-
rechnungen für zurückliegende Jahre haben erbracht, daß die 
eben begründeten Unterschätzungen des durchschnittlichen 
Jahresentgelts sowohl in regionaler wie in zeitlicher Hinsicht 
nahezu konstant sind und es damit gerechtfertigt ist, einen re-
gional einheitlichen Korrekturfaktor von 1/0,95 anzuwenden10. 

Bedenkt man, daß mit der Fördergebietsabgrenzung der 
Anspruch auf Fördermittel in der Zukunft festgelegt wird, so 
erscheint es sinnvoll, die mittelfristigen regionalen Entwick-
lungsaussichten bei der Fördergebietsabgrenzung mitzube-
rücksichtigen. Versucht wurde dies mit dem dritten Teilindi-
kator. Er stellt eine prognostische Größe dar und setzt die re-
gionale Beschättigungsveränderung im Prognosezeitraum 
1992 bis 2000 in Relation zur Beschäftigungsveränderung 

 

des gleichen Zeitraums im Bundesgebiet West. Indikatorwerte 
unter 100 signalisieren eine im Vergleich zur Bundesent-
wicklung ungünstigere regionale Beschäftigungsentwicklung. 
Bei Werten gleich 100 bzw. über 100 ist die prognostizierte 
regionale Beschäftigungsentwicklung identisch mit der im 
Bundesgebiet West bzw. günstiger als diese. 

Die Prognose der relativen Beschäftigungsentwicklung in den 
Regionen basiert auf einer Trendschätzung und anschließen-
der Trendextrapolation. Als Ausgangsmaterial der Trendschät-
zung dienten Daten aus der Beschäftigtenstatistik, und zwar 
die sozialversicherungspflichtig Beschäftigten zum jeweils 
30.6. der Jahre 1976 bis 1992, differenziert nach den 328 
Kreisen des alten Bundesgebiets. Auf der Grundlage dieser 
Daten wurden die Analysegrößen der Trendschätzung berech-
net, d. h. die Anteile der einzelnen Kreise an allen Beschäf-
tigten im Bundesgebiet West. Durch Aggregation der für das 
Jahr 2000 prognostizierten kreisweisen Beschäftigtenanteile 
nach Arbeitsmarktregionen und anschließendes In-Beziehung-
Setzen zu den regionalen Beschäftigtenanteilen im Jahr 1992 
erhält man die oben beschriebene Prognosegröße, denn die 
Veränderung des Beschäftigtenanteils einer Region ist ja iden-
tisch mit ihrer relativen Beschäftigungsentwicklung. Zur 
Trendprognose der relativen Beschäftigungsentwicklung wur-
den fünf verschiedene Verfahren eingesetzt11 die für jede der 
Raumeinheiten eine beachtliche Bandbreite an Entwicklungs-
alternativen erbrachten. Die schwierige Frage, welche dieser 
Alternativen endgültig auszuwählen ist, wurde mit Hilfe ei-
ner „ökonomischen Plausibilitätsprüfung“12 entschieden. 

Hervorzuheben ist, daß Bade bewußt nicht versucht hat, ab-
solute Beschäftigungsveränderungen trendprognostisch zu er-
mitteln, sondern die relativen Beschäftigungsveränderungen 
Gegenstand des Prognoseverfahrens waren. Bei den absolu-
ten Beschäftigungsveränderungen dominieren konjunkturel-
le Einflüsse derart, daß stabile Entwicklungstendenzen kaum 
zu beobachten sind, und somit eine zentrale Voraussetzung 
für die Anwendung trendprognostischer Verfahren fehlt. An-
ders verhält es sich bei den relativen Beschäftigungsverän-
derungen, denn hier werden konjunkturelle Einflüsse durch 
den Bezug der regionalen Entwicklung auf die Gesamtverän-
derung im Bundesgebiet West ja weitgehend herausgerech-
net13. 

Mit dem vierten und letzten Teilindikator wurde schließlich 
versucht, infrastrukturelle Ausstattungsunterschiede zwischen 
den Regionen und die damit verbundenen Unterschiede in der 
regionalen Standortattraktivität abzubilden. 

Der verwendete Infrastrukturindikator besteht aus 22 multi-
plikativ verknüpften Einzelindikatoren, die sich in drei 
Gruppen gliedern: 9 Indikatoren sind dem Bereich „sachka-
pitalorientierte Infrastruktur“ zuzuordnen. Sie repräsentieren 
die regionale Ausstattung mit Verkehrs- und Kommunikations-
sowie Ver- und Entsorgungseinrichtungen. 6 weitere Indika-
toren gehören zum Bereich „humankapitalorientierte Infra-
struktur“. Sie spiegeln das regionale Angebot an Aus- und 
Weiterbildungseinrichtungen sowie an Wissenstransferein-
richtungen wider. Die restlichen 7 Indikatoren beziehen sich 
auf den Bereich „haushaltsorientierte Infrastruktur“ mit den 
beiden Komponenten „haushaltsorientierte Basisinfrastruktur“ 
und „Infrastruktur mit besonderer Bedeutung für hochquali-
fizierte Arbeitnehmer“. Wegen der großen Zahl der Einzel-
indikatoren kann hier auf sie nicht näher eingegangen wer-
den. Festgehalten sei aber, daß sich ihre Auswahl am verfüg-
baren regionalstatistischen Datenmaterial orientieren mußte, 
und „die Diskrepanz zwischen theoretisch wünschbaren und 
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praktisch möglichen Infrastrukturindikatoren in einigen 
Teilbereichen relativ groß ist“14. Aufgrund von Datenrestrik-
tionen mußte auch akzeptiert werden, daß für die letzte 
Fördergebietsabgrenzung nur 4 der insgesamt 22 Einzel-
indikatoren, die ohnehin recht unterschiedliche Zeitbezüge 
aufweisen15, aktualisiert werden konnten. 

Betrachtet man nun die Ergebnisse der vier Teilindikatoren 
(vgl. Abb. l bis 4), so zeigen sich zumeist bekannte räumli-
che Disparitätenmuster. Kennzeichnend für die regionale 
Verteilung der Arbeitslosigkeit ist nach wie vor ein relativ aus-
geprägtes Nord-Süd-Gefälle: Abgesehen von Westberlin sind 
Regionen mit weit überdurchschnittlichen Arbeitslosenquoten 
im Zeitraum 4/89 bis 3/93 (10% und mehr; Bundesdurch-
schnitt: 6,9%) ausschließlich in Niedersachsen (Wilhelms-
haven 12,4%, Emden 11,4%, Leer 11,1%, Bremerhaven/Cux-
haven 10,8%,Uelzen 10,7%,Osterode 10,6%) und Nordrhein-
Westfalen (Gelsenkirchen 11,3%, Dortmund 11,1%, Essen 
10,0%, Duisburg 10,9%, Bochum 10,6%) zu finden. Solche 
mit überdurchschnittlichen Werten (8% bis unter 10%) zumin-
dest nicht in Baden-Württemberg und nur vereinzelt in Bayern 
(Regen 8,5%, Freyung 8,3%, Cham 8,2%) und in Hessen 
(Eschwege 9, l %, Kassel 8,3%). Umgekehrt läßt sich feststel-
len, daß jene Regionen, die im Untersuchungszeitraum weit 
unterdurchschnittliche Quoten (unter 4%) aufweisen, aus-
schließlich in Baden-Württemberg oder Bayern liegen. 

Prägend für das Bild der regionalen Einkommensverteilung 
sind großräumige Stadt-Land-Unterschiede (vgl. Tab. l), die 
bei Betrachtung realer16 statt nominaler Größen allerdings 
deutlich geringer ausfielen. Im Mittel der hoch verdichteten 
Regionen17 lag das durchschnittliche Jahreseinkommen 1992 
bei 41 093 DM und damit deutlich über dem der mittel und 
gering verdichteten Arbeitsmarktregionen mit 37 868 bzw. 
35 049 DM. Ausgesprochene Hochlohnregionen mit Werten 
über 45 000 DM sind die Regionen Frankfurt (45 758 DM), 
München (45 474 DM), Stuttgart (45 360 DM) und Wolfsburg 
(45 137 DM). Zu den Regionen mit weit unterdurchschnittli-
chem Einkommensniveau (unter 33 500 DM) zählen insbe-
sondere die nord- und ostbayerischen Regionen sowie einige 
Regionen Niedersachsens und Schleswig-Holsteins. 

Eine Ausnahme unter den Verdichtungsräumen hinsichtlich 
des Einkommensniveaus bildet Westberlin. Das durchschnitt-
liche Jahreseinkommen lag 1992 mit nur 37 139 DM unter 
dem aller anderen hoch verdichteten Regionen und sogar noch 
deutlich unter dem Mittelwert, der für die Gruppe der mittel 
verdichteten Regionen festgestellt wurde. Das gewonnene 
Ergebnis läßt auf eine ungünstige Arbeitsplatzqualität schlie-
ßen, die auf die durchschnittlichen Verdienstmöglichkeiten 
durchschlägt. Für großstädtisch geprägte Regionen ist dies 
eigentlich untypisch, kann aber in Westberlin schon seit län-
gerem beobachtet werden. So erbringt eine Betrachtung der 
Durchschnittseinkommen früherer Jahre für 1990 ebenfalls 
ein Westberlin-Ergebnis, das deutlich unter dem mittleren 
Einkommensniveau der hoch bzw. mittel verdichteten 
Regionen liegt. Für die Jahre 1980 bis 1989 zeigt sich, daß 
das Einkommensniveau Westberlins immer deutlich unter dem 
Mittelwert der hoch verdichteten Regionen lag18. Der beson-
ders deutliche Einkommensrückstand in 1990 und 1992 steht 
im Zusammenhang mit dem einigungsbedingten Beschäfti-
gungsboom, an dem insbesondere Einpendler partizipierten, 
und der zu einem weiteren Rückgang der ohnehin schon nie-
drigen durchschnittlichen Beschäftigungsdauer geführt hat. 

Nach den Regionalwerten des Prognoseindikators sind insbe-
sondere für die Arbeitsmarktregionen des Ruhrgebiets 
Beschäftigungsentwicklungen zu erwarten, die deutlich un-
günstiger verlaufen werden als im westdeutschen Bundes-
gebiet insgesamt (Duisburg 89,6; Bochum 93,8; Dortmund 
94,2; Essen 94,4; Gelsenkirchen 95,2; Wuppertal 95,7). Eine 
relativ gesehen ebenfalls ungünstige Entwicklung, die aller-
dings nicht ganz so weit hinter der Bundesentwicklung zu-
rückbleibt (Indikatorwerte von 96,0 bis unter 99,0), erbringt 
die Prognose u. a. für einige weitere Regionen Nordrhein-
Westfalens, für das Saarland und für weite Teile Rheinland 
Pfalz’. Mit einer deutlichen Zunahme ihrer Beschäftigten-
anteile (Indikatorwerte über 105,0) ist bei einigen der länd-
lich geprägten Regionen zu rechnen. Eine räumliche 
Konzentration dieser Regionen läßt sich allerdings nicht fest-
stellen. Überhaupt erbringt der Prognoseindikator – auf der 
Ebene von Arbeitsmarktregionen – insgesamt ein Bild, das 
sich mit den Kategorien „klassischer“ räumlicher Dispari-
tätenmuster kaum beschreiben läßt; von den altindustriellen 
Regionen einmal abgesehen. 

Beim Infrastrukturindikator dominieren erwartungsgemäß und 
ähnlich wie beim Einkommensindikator Stadt-Land-Unter-
schiede (vgl. Tab. 2)19. Während die hochverdichteten Arbeits-
marktregionen im Mittel einen Indikatorwert von 108,9 errei-
chen, beträgt dieser bei den mittel bzw. gering verdichteten 
Regionen 101,5 bzw. 95,2. Die höchsten Werte weisen die 
Großstadtregionen Frankfurt (115,4), München (114,7), 
Hamburg (112,9), Hannover (l 12,8) und Düsseldorf (l 12,3) 
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auf. Die niedrigsten ländlich geprägte Regionen wie 
Lauterbach (84,9), Uelzen (85,3), Limburg (85,4), Freyung 
(86,3) und Regen (88,2). 

2.2 Gesamtindikator und Ergebnisse der Abgrenzung 
Bei der letzten Neuabgrenzung entschied man sich ebenso wie 
bei der vorangegangenen für ein Gesamtindikatormodell zur 
Auswahl der Fördergebiete. Dies bedeutet: Die vier oben dar-
gestellten Teilindikatoren wurden standardisiert (wobei die 
Arbeitslosenquote zusätzlich gespiegelt werden mußte) und 
mit einer Gewichtung von 0,4 (Arbeitslosenquote), 0,4 (durch-
schnittlicher Bruttojahreslohn), 0,1 (prognostizierte relative 
Beschäftigungsentwicklung) und 0,1 (Infrastrukturindikator) 
multiplikativ zu einem Gesamtindikator zusammengefaßt. Die 
Festlegung des Schwellenwertes erfolgte so, daß der Anteil 
der Fördergebiete an der westdeutschen Gesamtbevölkerung 
bei 22% lag und somit dem Drängen der EG-Kommission nach 
einer weiteren Reduzierung des westdeutschen Fördergebiets 
entsprochen wurde20. 

Überblickt man alle fünf Neuabgrenzungen, die seit Bestehen 
der Gemeinschaftsaufgabe stattgefunden haben, so zeigt sich, 
daß diese stets auf einem Gesamtindikator basierten. Bei den 

 

ersten drei Neuabgrenzungen (1974,1981,1986)21 wurde die-
ser durch additive Verknüpfung mehrerer Teilindikatoren ge-
bildet22; bei den letzten beiden, wie gesagt, durch multiplika-
tive Verknüpfung. Mit beiden Verknüpfungsarten wird – im 
Gegensatz zu komplementären Indikatorbetrachtungen -
Substituierbarkeit der einzelnen Teilindikatoren und damit der 
regionalpolitischen Teilziele unterstellt. Bei der multiplikati-
ven Verknüpfung ist diese jedoch begrenzt und nicht voll-
kommen wie bei der additiven Verknüpfung. Mit anderen 
Worten: Die Möglichkeiten zur Kompensation werden bei der 
multiplikativen Verknüpfung mit zunehmender Entfernung der 
Indikatorwerte vom Mittelwert schwieriger und damit auch 
unwahrscheinlicher. Regionen, die eine einseitige Problemlage 
aufweisen, kann somit trotz der unterstellten Substituierbarkeit 
noch Rechnung getragen werden, was bei der additiven 
Verknüpfung nicht der Fall ist. 

Das Zusammenfassen von Teilindikatoren zu einem Ge-
samtindikator setzt vergleichbare Wertebereiche voraus, da 
anderenfalls ungewollte Gewichtungen der Teilindikatoren 
auftreten. Vergleichbare Wertebereiche lassen sich durch ver-
schiedene Standardisierungsverfahren erzielen. Bei der letz-
ten (und vorletzten) Abgrenzung entschied man sich für fol-
gende Vorgehensweise: Von den Originalwerten der Teil-
indikatoren wurde der jeweilige Bundeswert subtrahiert; die 
so errechneten Differenzen wurden anschließend durch die 
Standardabweichung (Infrastrukturindikator) bzw. durch die 
gewichtete Standardabweichung23 (übrige Indikatoren) divi-
diert und schließlich noch einer Maßstabstransformation24 

(d. h. Multiplikation mit 15 und Addition von 100) unterzo-
gen. Wie oben erwähnt, wurde die Arbeitslosenquote zusätz-
lich gespiegelt (hohe Werte signalisieren hier ja hohe 
Förderbedürftigkeit). Dies geschah durch Subtraktion der stan-
dardisierten und maßstabstransformierten Arbeitslosenquoten 
von 200. 

Eine rein politische Entscheidung stellt (neben der Schwel-
lenwertfestlegung) die Gewichtung der einzelnen Teilindi-
katoren dar. Sie ist entscheidend für deren jeweilige „Durch-
schlagskraft“ bei der Fördergebietsauswahl und bringt somit 
zum Ausdruck, welche der regionalpolitischen Teilziele prio-
ritär zu verfolgen sind. Mit dem Gewichtungsschema der letz-
ten (und vorletzten) Neuabgrenzung (siehe oben) wurden quan-
titative und qualitative Arbeitsmarktprobleme in den 
Vordergrund gerückt. 

Die 51 Arbeitsmarktregionen, die nach dem beschriebenen 
Verfahren als GA-Fördergebiete ausgewählt wurden, stellen 
noch nicht das endgültige Fördergebiet dar, denn wie bei frü-
heren Abgrenzungen wurde auch diesmal den Ländern die 
Möglichkeit eingeräumt, im Rahmen einer sogenannten 
Feinabgrenzung die Fördergebiete geringfügig zu modifizie-
ren, wobei sich der Fördergebietsumfang (gemessen an der 
Bevölkerungszahl) allerdings nicht erhöhen durfte. Primäres 
Ziel dabei war, auch solchen negativen Arbeitsmarktent-
wicklungen Rechnung zu tragen, die sich wie im Falle 
Schweinfurts25 noch nicht oder noch nicht in vollem Umfang 
in den gewählten, überwiegend vergangenheitsbezogenen 
Abgrenzungsindikatoren niederschlagen. 

Auf die „Gewinner“ und „Verlierer“ der Feinabgrenzung soll 
hier nicht im Detail eingegangen werden. Zur Charakteri-
sierung der vorgenommenen Gebietsmodifikationen seien aber 
dennoch folgende Punkte festgehalten. Alle Bundesländer mit 
GA-Fördergebieten haben von der Möglichkeit der Feinab-
grenzung Gebrauch gemacht. „Operiert“ wurde i. d. R. mit 
kleinen Gebietseinheiten, d. h. Gemeinden, oder sogar mit 
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Gemeindeteilen. Insgesamt gesehen wurde die für Gebiets-
aufnahmen notwendige „Manövriermasse“ geschaffen, indem 
von den ursprünglich ausgewählten 51 Arbeitsmarktregionen 
Garmisch-Partenkirchen und Reichenhall ganz26 und 15 wei-
tere Regionen teilweise aus der Fördergebietskulisse heraus-
genommen wurden. Bei den neuaufgenommenen Gebieten 
handelt es sich um (zumeist kleinere) Teilgebiete von 23 
Arbeitsmarktregionen, die nach ihren Indikatorausprägungen 
zunächst nicht zum Fördergebiet gehörten. 

Abb. 5 zeigt (in gemeindescharfer Abgrenzung) das endgül-
tige, vom Planungsausschuß im Juli 1993 beschlossene und 
von der EG-Kommission genehmigte GA-Fördergebiet. 
Vergleicht man dieses mit dem Gebietsstand vorher27, so zeigt 
sich, daß u. a. folgende Arbeitsmarktregionen, die bislang ganz 
oder teilweise zum Fördergebiet gehörten, nun aus der 
Förderung ausscheiden: Schaumburg, Stade, Vechta, 
Lengerich, Korbach, Reichenhall, Garmisch-Partenkirchen 
und Mühldorf. Eine deutliche Reduzierung ihres Fördergebiets 
erfahren insbesondere die Arbeitsmarktregionen Kiel und 
Bremen, daneben u. a. die Regionen Nienburg (Weser), 
Lauterbach, Deggendorf, Pfarrkirchen, Straubing, Weiden. 
Neu ins Fördergebiet aufgenommen werden u. a. Teile der 
Arbeitsmarktregionen Hersfeld, Neumarkt i. d. Opf., Bayreuth, 
Schweinfurt und Berlin (West). 

3 Indikatoren für eine vergleichende Betrachtung ost- und 
westdeutscher Arbeitsmarktregionen 
Bedenkt man, daß die ostdeutschen Regionen gegenüber den 
westdeutschen nach wie vor einen erheblichen 
Entwicklungsrückstand aufweisen und selbst jene ostdeut-
schen Regionen, die vergleichsweise günstige Entwicklungs-
perspektiven haben, wegen des niedrigen Ausgangsniveaus 
noch immer als Problemregionen anzusehen sind, dann er-
scheint die Entscheidung, das Gebiet der neuen Länder wei-
terhin als Ganzes in die Regionalpolitik der Gemeinschafts-
aufgabe einzubeziehen, gerechtfertigt. Zu bedenken ist aller-
dings auch, daß es neben dem großräumigen Wohlstands-
gefälle zwischen Ost und West bereits jetzt in Ostdeutschland 
regionale Disparitäten gibt, die Beachtung verdienen und die 
sich in den kommenden Jahren sicherlich noch deutlich ver-
schärfen werden. Um ihnen entgegen wirken zu können, be-
darf auch die Regionalpolitik in Ostdeutschland einer räum-
lich differenzierten Informationsbasis, ähnlich der in 
Westdeutschland. 

Eine wichtige Voraussetzung hierfür wurde mit der Abgren-
zung der (41) ostdeutschen Arbeitsmarktregionen geschaf-
fen28. Sie erfolgte ebenso wie die der westdeutschen auf der 
Grundlage einer Erreichbarkeits- und Verflechtungsanalyse. 
Datengrundlage der Verflechtungsanalyse bildeten vom IAB 

 

zur Verfügung gestellte (vorläufige) Daten aus der Beschäf-
tigtenstatistik Ost. 

Ein Übertragen der im Westen angewandten Abgrenzungsindi-
katoren auf die ostdeutschen Regionen ist derzeit allerdings 
nur mit großen Einschränkungen möglich. Noch nicht mög-
lich ist die Berechnung eines komplexen Infrastruktur-
indikators, da für einige seiner Komponenten die entsprechen-
den Daten noch nicht verfügbar sind29. Zudem müßte ein In-
frastrukturindikator, der zwischen Ost und West vergleichbar 
sein soll, nicht nur quantitative, sondern auch qualitative Aus-
stattungsunterschiede berücksichtigen, was mit dem regional-
statistischen Datenangebot der amtlichen Statistik erst recht 
nicht möglich ist. Eine Regionalprognose der relativen Be-
schäftigungsentwicklung, analog zu der in Westdeutschland, 
ist derzeit ebenfalls nicht machbar, da diese eine Referenz-
periode von mindestens 10 Jahren – ohne Strukturbruch – 
voraussetzt. Hinzukommt, daß selbst wenn derartige 
Zeitreihen der relativen Beschäftigungsentwicklung vorlägen, 
es fragwürdig erscheint, ob Trendextrapolationen in 
Ostdeutschland zu verläßlichen Prognoseergebnissen führen 
können. Günstiger als beim Infrastruktur- und 
Prognoseindikator stellen sich die Berechnungsmöglichkeiten 
beim Einkommensindikator und bei der Arbeitslosenquote 
dar. Beim Einkommensindikator sind zumindest erste 
Schätzungen möglich; auf sie wird im übernächsten 
Abschnitt (Punkt 3.2) eingegangen. Bei der Arbeitslosenquote 
ist die regionalstatistische Datenbasis durchaus vorhanden; 
jedoch müssen der Arbeitslosenquote weitere Größen zur 
Seite gestellt werden, da sie, wie im folgenden dargelegt 
wird, zur vergleichenden Beurteilung der regionalen 
Arbeitsmarktsituation in Ost und West nicht ausreicht. 

3.1 Indikatorergebnisse zur regionalen Arbeitslosigkeit und 
Unterbeschäftigung 

Zur Arbeitslosenquote wurde oben (vgl. Punkt 2.1) bereits 
angemerkt, daß sie das Problem regionaler Arbeitsmarkt-
ungleichgewichte nur unvollständig zum Ausdruck bringt, da 
Entlastungseffekte infolge individueller Reaktionsformen auf 
mangelnde regionale Erwerbsmöglichkeiten (Fernpendeln, 
Abwandern, Erwerbsverzicht) sowie infolge arbeitsmarktpo-
litischer Maßnahmen unberücksichtigt bleiben. Mehr noch als 
im Westen verdient dieser Einwand bei Betrachtung der ost-
deutschen Arbeitsmarktregionen Beachtung. Allein die ar-
beitsmarktpolitischen Entlastungseffekte liegen hier auf ei-
nem so hohen Niveau, daß selbst ein näherungsweises Erfassen 
regionaler Unterbeschäftigung nur mit Hilfe der Arbeitslosen-
quote nicht mehr vertretbar erscheint. 

Für die vergleichende Betrachtung ost- und westdeutscher 
Arbeitsmarktregionen wurden deshalb nicht nur regionale 
Arbeitslosenquoten im Jahresdurchschnitt 1992 bzw. im 
Durchschnitt des ersten Halbjahres 1993 berechnet, sondern 
auch – mit denselben Zeitbezügen – regionale Unterbeschäf-
tigungsquoten. Immerhin berücksichtigen diese neben der re-
gistrierten Arbeitslosigkeit AFG-bedingte Entlastungseffekte, 
d. h. solche die zurückzuführen sind auf Vollzeitmaßnahmen 
zur beruflichen Bildung (FuU), auf die Gewährung von 
Vorruhestands- bzw. Altersübergangsgeld (Vog/Alüg), auf die 
Gewährung von Kurzarbeitergeld (Kug) sowie auf Allgemeine 
Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung (ABM). Alle vier 
Maßnahmen gehen nur mit ihren direkten Entlastungseffekten 
in die Berechnung der Unterbeschäftigungsquoten ein. 
Indirekte Entlastungseffekte, die insbesondere bei Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen eine Rolle spielen30, sich in regio-
naler Differenzierung aber kaum quantifizieren lassen, blei-
ben unberücksichtigt. 
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Im Zähler der jahresdurchschnittlichen bzw. halbjahresdurch-
schnittlichen Unterbeschäftigungsquoten für 1992 und 1993 
werden also addiert: 

(l) die durchschnittliche Anzahl der Arbeitslosen im Zeitraum 
1/92-12/92 bzw. 1/93-6/93 

(2) die durchschnittliche Teilnehmerzahl an Vollzeit-FuU- 
Maßnahmen im Zeitraum 1/92-12/92 bzw. 1/93-6/93 

(3) die durchschnittliche Anzahl der Vog-/Alüg-Empfänger 
(bzw. in den alten Bundesländern der Vog-Empfänger) 
im Zeitraum 1/92-12/92 bzw. 1/93-6/93 

(4) die durchschnittliche, mit dem durchschnittlichen Arbeits 
ausfall gewichtete Anzahl der Kurzarbeiter (sog. Voll- 

 

zeitäquivalente der Kurzarbeit) im Zeitraum 1/92-12/92 
bzw. 1/93-6/93 

(5) die durchschnittliche Anzahl der ABM-Teilnehmer im 
Zeitraum 1/92-12/92 bzw. 1/93-6/93. 

Als Bezugsgröße der Arbeitslosen- und Unterbeschäftigungs-
quoten dienen einheitlich die abhängigen Erwerbspersonen 
(zum 30.6.1992), die für das Bundesgebiet Ost seit kurzem 
auf ähnliche Weise berechnet werden wie für das Bundesgebiet 
West“. Beachtenswert an der hier gewählten Bezugsgröße 
ist, daß sie die Teilnehmer an Vollzeit-FuU-Maßnahmen so-
wie die Vog-/Alüg-Empfänger nicht enthält. Im Gegensatz zur 
Arbeitslosenquote handelt es sich somit bei der Unterbeschäf-
tigungsquote nicht um eine echte Quote, denn hierzu müßte 
der Zähler eine echte Teilmenge des Nenners sein32. 

Da Arbeitsmarktregionen erneut das räumliche Bezugsraster 
der Indikatorberechnungen bilden, waren folgende Umrech-
nungen bzw. Umschätzungen der Ausgangsdaten nötig33: Die 
Arbeitslosenzahlen sowie die Zahlen der abhängigen 
Erwerbspersonen lagen im Osten auf Dienststellenebene vor 
und konnten, da im Bundesgebiet Ost (anders als im 
Bundesgebiet West) Dienststellenbezirke nahezu vollständig 
identisch sind mit Kreisen34, direkt zu regionsweisen 
Arbeitslosen- bzw. Erwerbspersonenzahlen aggregiert wer-
den. Die maßnahmebezogenen Daten lagen alle nur nach 

  

 



 



Arbeitsamtsbezirken gegliedert vor. Sie mußten deshalb mit 
Hilfe eines Schlüssels, der auf Erwerbspersonen zum 
30.6.1992 basiert, zunächst auf Dienststellenebene umge-
schätzt werden, um dann nach Arbeitsmarktregionen aggre-
giert werden zu können. 

Mit den Ausgangsdaten für das Bundesgebiet West wurde in 
folgender Weise verfahren: Kreisweise Arbeitslosen-35 und 
Erwerbspersonenzahlen konnten direkt auf die Ebene regio-
naler Arbeitsmärkte aggregiert werden. Die maßnahmebezo-
genen Daten lagen wie im Bundesgebiet Ost nur nach 
Arbeitsamtsbezirken vor. Sie wurden zunächst auf Kreisebene 
unigeschätzt und dann nach Arbeitsmarktregionen aggregiert. 
Bei der Umschätzung auf Kreisebene dienten erneut die ab-
hängigen Erwerbspersonen zum 30.6.1992 als Umschätz-
größe. 

Wenngleich die Arbeitslosen- und Unterbeschäftigungsquoten 
mit jeweils zwei Zeitbezügen berechnet wurden (vgl. Tab. 3), 
erscheinen doch – zur Darstellung der aktuellen Situation in 
den neuen Bundesländern – die Ergebnisse des ersten 
Halbjahres 1993 von größerem Interesse zu sein. Im folgen-
den wird deshalb primär auf diese Ergebnisse eingegangen 
und nur am Rande auf die von 1992. 

Im Bundesgebiet Ost lag die durchschnittliche 
Arbeitslosenquote im ersten Halbjahr 1993 bei 15,7% (1992: 
16,1%). Die Regionalwerte lagen zwischen 10,2% (Potsdam) 
und 24,1% (Ueckermünde). Besonders stark von Arbeits-
losigkeit betroffen waren (wie Abb. 6 zeigt) die Regionen 
Neuruppin (20,0%), Greifswald (20,0%), Stralsund (20,3%), 
Pritzwalk (20,5%), Schwedt/Oder (21,1%), Mühlhausen 
(22,5%) und Ueckermünde (25,2%). 

Ein Vergleich mit den entsprechenden Werten für das 
Bundesgebiet West macht den enormen Unterschied im Niveau 
der Arbeitslosigkeit zwischen alten und neuen Ländern deut-
lich. So betrug die Arbeitslosenquote 1993 im Bundesgebiet 
West 8,0% (1992:6,6%); die Regionalwerte streuten zwischen 
3,8% (Dillingen) und 13,5% (Wilhelmshaven). Nur 25 der 
westdeutschen Arbeitsmarktregionen weisen Arbeitslosen-
quoten auf, die über 10% liegen und damit an den unteren 
Wertebereich der ostdeutschen Quoten heranreichen bzw. in 
diesen hineinreichen. 

Ohne den Einsatz arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen wäre 
das Niveau der registrierten Arbeitslosigkeit in den neuen 
Ländern noch wesentlich höher gewesen. Die Unterbeschäf-
tigungsquote für das Bundesgebiet Ost betrug im Halbjahres-
durchschnitt 1993 38,3% (1992: 39,5%) und lag damit knapp 
zweieinhalb mal so hoch wie die durchschnittliche Arbeits-
losenquote des gleichen Zeitraums (15,7%; 1992: 16,1%). 
Unter der Annahme, daß die Teilnehmer an arbeitsmarktpo-
litischen Maßnahmen ohne diese Maßnahmen arbeitslos ge-
blieben oder geworden wären, läßt sich also festhalten, daß 
mit AFG-politischen Maßnahmen mehr Arbeitslosigkeit ver-
mieden werden konnte, als offene Arbeitslosigkeit existiert. 

 

Besonders hoch war der Entlastungseffekt, der durch Vorruhe-
standsregelungen erzielt werden konnte. Die Zahl der Vog-/ 
Alüg-Empfänger lag im Durchschnitt des ersten Halbjahres 
1993 bei 880 060 Personen. Bezogen auf die abhängigen Er-
werbspersonen zum 30.6.1992 entspricht dies einem Ent-
lastungseffekt von 12,1%. Von den übrigen AFG-Maßnahmen 
gingen deutlich geringere, aber dennoch bedeutsame 
Entlastungseffekte aus; sie betrugen im einzelnen 5,2% (FuU), 
3,9% (ABM), und 1,4% (Kug). Summiert man die Einzel-
effekte der AFG-Maßnahmen auf, so ergibt sich eine 
Gesamtentlastung von 22,6% (abs. rd. l 647 000). Ein Ver-
gleich mit den Vorjahreswerten zeigt, daß die Gesamtent-
lastung geringfügig abgenommen hat (von 23,4% auf 22,6%) 
und daß hinter dieser Abnahme eine Zunahme bei den ange-
botsreduzierend wirkenden Maßnahmen steht (Vog/Alüg: von 
11,1% auf 12,1%; FuU: von 4,3% auf 5,2%), die allerdings 
übertroffen wurde von der Abnahme der nachfragestützenden 
Maßnahmen (ABM: von 5,3% auf 3,9%; Kug: von 2,7% auf 
1,4%). 

Arbeitsmarktpolitische Entlastungseffekte spielen im Bun-
desgebiet West eine weitaus geringere Rolle als im 
Bundesgebiet Ost, und zwar auch dann, wenn man den zwi-
schen alten und neuen Ländern unterschiedlichen „Pro-
blemdruck“ berücksichtigt. So erbrachten AFG-politische 
Maßnahmen im Bundesgebiet West einen Entlastungseffekt, 
der im Durchschnitt des ersten Halbjahres 1993 bei 2,6% lag 
(Kug: 1,0%, FuU: 0,9%, Vog: 0,5%, ABM: 0,2%)36. Bei ei-
ner Arbeitslosenquote von 8,0% betrug die Unterbeschäf-
tigungsquote mithin 10,6%. Setzt man die Maßnahme-
teilnehmer in Relation zu den Arbeitslosen, dann ergibt sich 
für das alte Bundesgebiet ein Verhältnis von 33 zu 100; im 
Bundesgebiet Ost lag das entsprechende Verhältnis bei 145 
zu 100. 

Die Regionalwerte der Unterbeschäftigungsquote 1993 lagen 
im Bundesgebiet Ost zwischen 29,7% (Potsdam) und 50,5% 
(Ueckermünde). Sie waren damit alle mindestens doppelt so 
hoch wie die jeweiligen Regionalwerte der Arbeitslosenquote. 
Ihr Wertebereich lag deutlich über dem der westdeutschen 
Unterbeschäftigungsquoten, der von 5,6% bis 17,2% reichte 
(vgl. auch Abb. 7). 

Vergleicht man schließlich die Rangfolge der ostdeut-
schen Regionen, die sich nach der Arbeitslosenquote 
ergibt, mit der, die aufgrund der Unterbeschäftigungsquote 
feststellbar ist (vgl. Tab. 4), so zeigen sich für 6 Regionen 
keine Rangverschiebungen, für 29 Regionen Rangver-
schiebungen, die unter 10 Rangplätzen liegen, und für 6 
Regionen Rangverschiebungen, die 10 und mehr Rangplätze 
ausmachen. Zu den 6 Regionen, die größere Rangver-
schiebungen erfahren, gehören einerseits die Regionen Riesa, 
Zwickau und Chemnitz, deren Rangposition sich beim 
Übergang von der Arbeitslosenquote zur Unterbeschäf-
tigungsquote deutlich verschlechtert. Andererseits die 
Regionen Brandenburg, Wismar und Eberswalde, die bei 
Betrachtung der Unterbeschäftigungsquote im interregiona-
len Vergleich besser dastehen als bei Betrachtung der 
Arbeitslosenquote. 

3.2 Schätzergebnisse zum regionalen Durchschnittseinkommen 

Überblickt man die gegenwärtig verfügbaren einkommens-
statistischen Quellen für das Bundesgebiet Ost, so ist zunächst 
festzuhalten, daß keine dieser Quellen Einkommensdaten lie-
fert, die den hier gestellten Anforderungen genügen und da-
mit direkt verwendbar wären. 
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Sozio-oekonomischen Panel (DIW)40 sowie dem Arbeits-
markt-Monitor (BA)41 sind insbesondere deshalb ungeeignet, 
weil sie sich nicht in ausreichendem Maße regionalisieren 
lassen. So erlaubt der Mikrozensus allenfalls Regiona-
lisierungen für sogenannte regionale Anpassungsschichten. 
Im Bundesgebiet Ost sind das 16 Raumeinheiten, die zwar 
unter der Regierungsbezirksebene liegen, aber deutlich über 
der von Raumordnungsregionen und erst recht über der von 
Arbeitsmarktregionen. Bei den übrigen der eben genannten 
Statistiken sind die Regionalisierungsmöglichkeiten noch 
schlechter; sie reichen nur bis auf Landesebene. 

Ebenfalls nur bis auf Landesebene reicht der Disaggre-
gationsgrad der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung des 
Statistischen Bundesamts. Räumlich tief gegliederte Lohn-
und Gehaltsdaten waren also auch dieser Statistik nicht zu 
entnehmen. Ebensowenig wie der Statistik des Bergbaus und 
des Verarbeitenden Gewerbes (Stabu). Bei dieser handelt es 
sich zwar um eine Totalerfassung der Betriebe mit (in der 
Regel) 20 und mehr Beschäftigten. Auf Kreisebene werden 
jedoch nur die Anzahl der Betriebe, die Anzahl der 
Beschäftigten sowie die Umsätze und Vorjahresumsätze aus-
gewiesen, nicht jedoch die Lohn- und Gehaltssummen. 
Hinzukommt, daß sich diese Statistik wie erwähnt nur auf 
Betriebe des Produzierenden Gewerbes erstreckt und somit 
selbst kreisweise Lohn- und Gehaltsdaten aus dieser Statistik 
keine ausreichende Informationsgrundlage für die vorliegen-
de Untersuchung darstellten. 

Zu den Erhebungen der Bundesanstalt für Arbeit bei Treuhand 
und ehemaligen Treuhandunternehmen42, die seit April bzw. 
Oktober 1991 durchgeführt werden, sei schließlich angemerkt, 
daß auch diese aufgrund ihres begrenzten Erfassungskreises, 
der keine repräsentative Auswahl der ostdeutschen Betriebe 
darstellt, nicht in der Lage sind, Informationen über das Niveau 
der regionalen Durchschnittseinkommen zu liefern. 

Einzige Datenquelle, die gegenwärtig zumindest Schätzungen 
der regionalen Durchschnittseinkommen im Bundesgebiet Ost 
erlaubt, ist die Beschäftigtenstatistik. Für das Bundesgebiet 
Ost befindet sich diese allerdings noch im Aufbau und ist des-
halb mit einigen Schwächen behaftet, die erst in nächster Zeit 
auszuräumen sein werden. So liegt derzeit noch kein kom-
plettes Jahreszeitraummaterial vor. Hinsichtlich der erfaßten 
Merkmale ist die Beschäftigtenstatistik Ost identisch mit der 
Beschäftigtenstatistik West. Allerdings besteht für einige 
Angaben – darunter auch das Entgelt pro Tag – erst seit dem 
1.1.1992 Meldepflicht, der die Betriebe nur mit erheblichen 
Zeitverzögerungen, die immer noch größer sind als die im 
Westen, nachkommen43. So lagen zum 31.12.1992 nur für 
4 505 103 (78,8%) der insgesamt 5 714 560 Beschäftigten 
Entgeltangaben vor. Nach Arbeitsmarktregionen schwankte 
dieser Wert zwischen 64,7% und 90,2%; im Mittel betrug er 
79,7%. 

Mindestens genauso gravierend wie das Problem der noch 
nicht vollständigen Erfassung beim Einkommensmerkmal ist 
die Tatsache, daß zur regionalen Beschäftigungsdauer pro Kopf 
und Jahr, die zur Hochrechnung des durchschnittlichen 
Tagesentgelts auf das durchschnittliche Jahresentgelt benö-
tigt wird, bislang keine Jahreszeitraumdaten vorhanden sind. 
Diese werden erst mit dem Jahreszeitraummaterial, das für das 
Bundesgebiet Ost frühestens Anfang 1995 erstmals zur 
Verfügung stehen wird, vorliegen. 

Um dennoch Anhaltspunkte über die durchschnittliche 
Beschäftigungsdauer gewinnen und somit eine Schätzung des 
durchschnittlichen Jahreseinkommens vornehmen zu können, 
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wurde auf den Arbeitsmarkt-Monitor zurückgegriffen. Als 
Panel-Erhebung erlaubt der Arbeitsmarkt-Monitor Analysen 
individueller Erwerbsverläufe und somit auch Auswertungen 
hinsichtlich der individuellen Beschäftigungsdauer. Wie oben 
bereits erwähnt, ist es jedoch nicht möglich, Regionalergeb-
nisse aus den Stichprobenerhebungen des Arbeitsmarkt-
Monitors zu gewinnen. Die Monitor-Auswertung konnte folg-
lich auch nur eine Globalgröße zur durchschnittlichen Beschäf-
tigungsdauer 1992 erbringen. 

Ausgangspunkt der im folgenden kurz skizzierten Monitor-
Auswertung44 war ein Datensatz, der die Angaben jener (5 224) 
Personen enthielt, die an allen 6 Erhebungwellen teilgenommen 
haben, und der damit einer Längsschnittauswertung zugänglich 
war. Da es hier um die Beschäftigungsdauer im Jahr 1992 geht, 
konnte die Auswertung auf die Erhebungsergebnisse vom 
November 1991 (4. Welle), vom Mai 1992 (5. Welle) und vom 
November 1992 (6. Welle) beschränkt werden. Für die drei 
Beobachtungszeitpunkte und die dazwischen liegenden Beobach-
tungszeiträume lagen folgende Angaben vor: der Erwerbsstatus 
im November 1991, im Mai 1992 und im November 1992; für 
jene Personen, die mindestens einmal angegeben haben, erwerbs-
tätig zu sein, der retrospektiv erfragte Zeitpunkt, zu dem das an-
gegebenen Beschäftigungsverhältnis begonnen hat; für wieder-
um jene Personen, die zu mindestens einem der drei Be-
obachtungszeitpunkte erwerbstätig waren, die ebenfalls retro-
spektiv erfragte Angabe, ob und wenn ja, wann das angegebene 
Beschäftigungsverhältnis geendet hat. Zur Berechnung der indi-
viduellen bzw. durchschnittlichen Beschäftigungsdauer wurde 
eine monatsgenaue Auswertung der Datumsangaben vorgenom-
men, d. h. auch jene Beschäftigungszeiträume, die „angeschnit-
tene“ Monate umfaßten, gingen so in die Berechnungen ein, als 
läge ihr Anfangs- bzw. Endzeitpunkt auf dem l. bzw. 30. oder 
31. eines Monats. Da die letzte Monitor-Auswertung im No-
vember 1992 stattfand, der Dezember 1992 also nicht im Beob-
achtungszeitraum lag, wurde für diesen Monat der im November 
erhobene Erwerbsstatus als weiterhin gültig angenommen. 

Abbildung 8 veranschaulicht, welche Erwerbsverläufe im 
Monitor erfaßt werden und macht zugleich deutlich, daß sehr 
kurzfristige Beschäftigungsverhältnisse, die zwischen zwei 
Beobachtungszeitpunkten begonnen und beendet wurden, 
nicht erfaßt werden. 

Von den 5 224 im Ausgangsdatensatz erfaßten Personen wa-
ren l 307 zu keinem der drei Erhebungszeitpunkte erwerbs-
tätig; sie hatten somit eine Beschäftigungsdauer von 0 und 
wurden aus der Berechnung der durchschnittlichen 
Beschäftigungsdauer ausgeklammert. Ebenfalls ausgeklam-
mert wurden 52 weitere Fälle mit nicht auswertbaren Angaben. 

Auf der Grundlage der verbleibenden 3 865 Fälle errechnete 
sich eine durchschnittliche Beschäftigungsdauer von 11,1 
Monaten (337 Tagen). Verglichen mit den zuvor (auf der 
Grundlage des Jahreszeitraummaterials der Beschäftigten-
statistik) geschätzten Regionalwerten für Westdeutschland er-
scheint das gewonnene Ergebnis hoch. Es liegt deutlich über 
den 10,4 Monaten (317 Tagen), die sich als arithmetisches 

 

 

Mittel der 167 westdeutschen Regionalwerte zur durchschnitt-
lichen Beschäftigungsdauer 1992 ergeben und übertrifft so-
gar noch den in Westdeutschland maximal erreichten 
Regionalwert von 10,9 Monaten (330 Tagen). 

Möglicherweise überschätzt der Arbeitsmarkt-Monitor die 
durchschnittliche Beschäftigungsdauer in Ostdeutschland. Für 
diese Vermutung spricht, daß (wie oben erwähnt) kurzzeitige 
Beschäftigungsverhältnisse, die zwischen zwei Beobach-
tungszeitpunkten begonnen und beendet wurden, im Monitor 
grundsätzlich nicht erfaßt werden. Weiter ist zu bedenken, 
daß die Motivation zur Teilnahme am Panel nicht unabhängig 
ist von der individuellen Erwerbssituation und daß 
Motivations Verluste bei den „Erfolglosen“ eher auftreten dürf-
ten als bei den „Erfolgreichen“. Eine so bedingte Selektivität 
der Panelmortalität würde ebenfalls zu einer Untererfassung 
der nicht ganzjährigen Beschäftigungsverhältnisse führen. 

Es gibt allerdings auch Argumente, die für eine hohe Be-
schäftigungsdauer in Ostdeutschland sprechen. So ist einer-
seits zu bedenken, daß durch den intensiven Einsatz arbeits-
marktpolitischer, speziell AFG-politischer Maßnahmen wie 
Kug und ABM, Beschäftigung in Ostdeutschland in erhebli-
chem Umfang stabilisiert werden konnte. Weiter ist zu berück-
sichtigen, daß für den Beschäftigungsabbau in Ostdeutschland 
nicht nur die Austritte aus der Erwerbstätigkeit maßgebend 
sind, sondern auch die geringe Zahl der Eintritte bzw. 
Wiedereintritte. Austritte vermindern zwar, sofern sie nicht 
zum Jahreswechsel, sondern im Jahresverlauf erfolgen, die 
durchschnittliche Beschäftigungsdauer im betreffenden Jahr. 
Das Ausbleiben von (Wieder-) Eintritten trägt jedoch zu ihrer 
Erhöhung bei. Schließlich ist auch daraufhinzuweisen, daß 
nicht ganzjährige Beschäftigungsverhältnisse ein Charakte-
ristikum des sekundären Arbeitsmarktsegments darstellen. 
Segmentierte Arbeitsmärkte entstehen jedoch nur dort, wo 
Betriebe mit einer saisonal oder konjunkturell schwankenden 
Produktnachfrage konfrontiert sind und versuchen, sich dem 
Erfordernis der externen Flexibilität bei gleichzeitiger Wah-
rung der internen Stabilität anzupassen. Derartige Voraus-
setzungen sind jedoch in Ostdeutschland kaum gegeben. Die 
Probleme dort sind strukturell bedingt und langfristiger Natur. 

Da der Arbeitsmarkt-Monitor zur Zeit die einzige Datenquelle 
darstellt, aus der Anhaltspunkte zur durchschnittlichen Be-
schäftigungsdauer in Ostdeutschland gewonnen werden kön-
nen45, und der ermittelte Wert von 11,1 Monaten zwar hoch, 
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aber dennoch vertretbar erschien, wurde dieser zur Schätzung 
des durchschnittlichen Jahreseinkommens verwendet. Die aus 
der Beschäftigtenstatistik Ost (Ergebnisse zum 31.12.1992) 
gewonnenen Regional werte zum Tagesentgelt pro Kopf 1992 
wurden also multipliziert mit einer Beschäftigungsdauer pro 
Kopf von 337 Tagen und somit hochgerechnet auf den 
Bruttojahreslohn pro Kopf 1992 (vgl. Abb. 9). Als lineare 
Datentransformation hat die Hochrechnung keinen Einfluß auf 
die Rangfolge der Regionen. Diese wird allein durch die aus 
der Beschäftigtenstatistik Ost stammenden Regionalwerte zum 
durchschnittlichen Tagesentgelt 1992 bestimmt. 

Nach der hier vorgenommenen Schätzung lag im Jahr 1992 
der durchschnittliche Jahresverdienst in Ostdeutschland bei 
27 255 DM. Im Vergleich zum Westen entspricht dies einem 
nominalen Einkommensrückstand von gut 30%. 

Abgesehen vom Niveauunterschied zwischen Ost und West, 
weisen die ostdeutschen Regionalwerte auch eine deutlich 
geringere Streuung auf als die westdeutschen Regionalwerte. 
So lag der Variationskoeffizient der ostdeutschen Regional-
werte bei 4,5% und damit wesentlich tiefer als der der west-
deutschen mit 8,7% und auch noch unter jenen, die für die 
siedlungsstrukturellen Regionsgruppen Westdeutschlands 
ermittelt wurden (5,5%, 6,4%, 6,7%; vgl. Tab. 1). Den nie- 

drigsten geschätzten Regionalwert weist Mühlhausen mit 
24 889 DM auf; den höchsten erwartungsgemäß Berlin (oh-
ne Westberlin) mit 30 725 DM. 

Abschließend sei nochmals betont, daß aufgrund der schlech-
ten Datenlage derzeit nur relativ vage Schätzungen der regio-
nalen Einkommensniveaus in Ostdeutschland möglich sind 
und es abzuwarten bleibt, welche Ergebnisse das Jahres-
zeitraummaterial der Beschäftigtenstatistik Ost erbringen wird. 
Jenseits aller Datenprobleme sollte allerdings auch beachtet 
werden, daß dem regionalen Einkommensindikator in 
Ostdeutschland nicht derselbe regionalpolitische Stellenwert 
beizumessen ist wie in Westdeutschland. Bei der gegenwär-
tigen Arbeitsmarktsituation in Ostdeutschland erscheint der 
Abbau regionaler Einkommensdisparitäten nachrangig gegen-
über dem Abbau der Arbeitslosigkeit durch die Schaffung neu-
er Arbeitsplätze. 
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